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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  4 2  

vom 4. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r sowie die Bundesminister Dr. G l a n z, Dr. P a l t a u f, 

H e i n l, Dr. R e s c h und Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

Der Leiter des Volksgesundheitsamtes Sektionschef Dr. H e l l y; 

ferner vom Bundesministerium für Finanzen: Sektionschef Dr. J o a s, 

              „                   „                „   Land- und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. P a n t z, 

              „                   „                „   Verkehrswesen: Sektionschef Dr. R o d l e r. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 18.00 – 20.45 

 

Reinschrift (12 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Bekanntgabe der Anerkennung des Ministerrates an den Ministerialrat im 

Bundesministerium für soziale Verwaltung Dr. Emanuel Adler. 

2. Bekanntgabe des Dankes der Bundesregierung an den schwedischen Gesandten in Wien. 

3. Reorganisation der Lebensmittellagerbetriebe der Staatsbediensteten. 

4. Argrémentverweigerung für Don Juan Sanchez Azcona als mexikanischen Gesandten in 

Wien. 

5. Überlassung von Möbeln an die tschechoslowakische Abteilung der 

Reparationskommission. 

6. Note des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses, betreffend Verzögerung der 

Überwachungsmaßnahmen. 
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7. Ausfuhr von französischem Kriegsmaterial. 

8. Übereinkommen mit Ungarn, betreffend das Militärgeographische Institut, das 

Kriegsarchiv, das Heeresmuseum und andere Einrichtungen der ehemaligen 

Militärverwaltung. 

9. Finanzierung des Ausbaues österreichischer Wasserkräfte durch Heranziehung 

amerikanischen Kapitals. 

10. Zuweisung von Rotationsdruckpapier für eine neue ungarische Zeitung „J ö v ö“ in 

Wien. 

11. Ernennung des n.-ö. Landesbaudirektors Ingenieur Hans Z e r d i k zum Präsidenten 

des Bundesvermessungsamtes. 

12. Umgestaltung der staatlichen Industriewerke. 

13. Verordnung der Bundesregierung über die Regelung der Ruhegenüsse der 

Kanzleioffizianten und der Aushilfsdiener bei den staatlichen Behörden, Ämtern und 

Anstalten sowie der Versorgungsgenüsse ihrer Hinterbliebenen, ferner über 

Teuerungsmaßnahmen für diese Personen. 

14. Vorschüsse an die Bundesangestellten auf die in Aussicht genommene 

Besoldungsordnung; Zuschußleistung aus Bundesmitteln zu Angleichungsmaßnahmen der 

Länder und Landeshauptstädte. 

15. Frage der Errichtung einer staatlichen Fabrik zur Erzeugung von Waffen, Munition und 

Kriegsmaterial. 

16. Gesetzentwurf über die Durchführung der Veränderungen im Grundbuche, die durch 

öffentliche Straßen-, Weg- oder Wasserbauanlagen hervorgerufen werden 

(Straßenbauverbücherungsgesetz). 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 3, Bundesministerium für Volksernährung, ohne Zahl, Ministerratsvortrag 

(2 Seiten): Reorganisation der Lebensmittellagerbetrieb der Staatsbediensteten 

Beilage zu Punkt 4, Bundesministerium für Äußeres Zl. 5.443, Ministerratsantrag (1 Seite): 

Agrémentverweigerung für Don Juan Sanchez Azcona als mexikanischer Gesandter in Wien 

Beilage zu Punkt 6, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Information für die Beantwortung der 

jüngsten Zuccari-Note in Bezug auf die Stände der Gendarmerie, Polizei und Wehrmacht und 

auf die Entwaffnungsfrage (1 ½ Seiten); Äußerung von Seiten des Bundesministeriums für 

Verkehrswesen (1 ½ Seiten); Äußerung von Seiten des Staatskommissärs für 

Sachdemobilisierung (1/2 Seite); Schriebe 
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N des Interalliierten Heeresüberwachungs-Ausschuss an den Bundesminister für Äußeres vom 

1. Februar 1921 (2 Seiten); Übersetzung (2 ½ Seiten)  

Beilage zu Punkt 7, [Bundeskanzleramt] Zl. 6.338, Information über die Ausfuhr von 

französischem Kriegsmaterial (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8, Bundesministerium für Äußeres Zl. 73.037, Ministerratsantrag (3 Seiten): 

Übereinkommen mit Ungarn, betreffend das Militärgeographische Institut, das Kriegsarchiv, 

das Heeresmuseum und andere Einrichtungen der ehemaligen k. und k. Militärverwaltung; 

Übereinkommen zwischen der österreichischen und der königlich ungarischen Regierung (4 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 9, Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (3 ½ Seiten): Finanzierung der österreichischen Wasserkräfte unter 

Heranziehung von amerikanischem Kapital; Information für Herrn Walther Böhmer zur (3 ½ 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 10, Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 

ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 Seiten): Zuweisung von Rotationsdruckpapier für eine neue 

ungarische Zeitung „Jövö“ in Wien 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 

ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): Zerdik Hans Robert, Ing., Ernennung zum 

Präsidenten des Bundesvermessungsamtes  

Beilage zu Punkt 12, [Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten], 

ohne Zahl, Bericht betreffend die Umgestaltung der staatlichen Industriewerke (12 Seiten)  

Beilage zu Punkt 13, Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ 

Seiten): Verordnung der Bundesregierung über die Regelung der Ruhegenüsse der 

Kanzleioffizianten und der Aushilfediener bei den staatlichen Behörden, Ämtern und 

Anstalten sowie der Versorgungsgenüsse ihrer Hinterbliebenen, ferner über 

Teuerungsmaßnahmen für diese Personen; Verordnung (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14, Bundesministerium für Finanzen Zl. 6.304, Ministerratsvortrag (2 

Seiten): Vorschüsse an die Bundesangestellten auf die in Aussicht genommene 

Besoldungsordnung, Zuschussleistung aus Bundesmitteln zu Angleichungsmaßnahmen der 

Länder und Landeshauptstädte 

Beilage zu Punkt 15, Bundesministerium für Heereswesen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (6 

½ Seiten): laut Staatsvertrag von St. Germain, Artikel 132 zu errichtende staatliche Fabrik, 

zur Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmaterial (6 ½ Seiten); Übersetzung der 

mitgeteilten Beschlüsse der Botschafterkonferenz (1 Seite); Äußerung vom [Bundesminister 
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für Handel und Verkehr, Industrie und Bauten (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 16, Bundesministerium für Justiz Zl. 27.599, Ministerratsvortrag (3 Seiten): 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Verbücherung der Veränderungen im Grundbuche, die 

durch öffentliche Strassen-, Weg- und Wasserbauanlagen hervorgerufen werden; 

Bundesgesetz (8 Seiten), Erläuternde Bemerkungen (8 Seiten) 

Weiters liegt bei: 

Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): Erhöhung des 

im Staatsvoranschlag 1920/21 präliminierten Kredites „Wirtschaftliche Hilfe für Staats- und 

Staatsbahnangestellte“ 

 

1. 

Bekanntgabe der Anerkennung des Ministerrates an den Ministerialrat im Bundesministerium 

für soziale Verwaltung Dr. Emanuel Adler. 

Über Antrag des B.-M. Dr. R e s c h beschließt der Ministerrat, dem Ministerialrat im 

Bundesministerium für soziale Verwaltung Dr. Emanuel Adler den Dank und die vollste 

Anerkennung der Bundesregierung für seine erfolgreiche Mitwirkung an der Beilegung der in 

der letzten Zeit ausgebrochenen Streiks der Angestellten im Gast- und Schankgewerbe sowie 

der Postbediensteten auszusprechen. 

 

2. 

Bekanntgabe des Dankes der Bundesregierung an den schwedischen Gesandten in Wien. 

B.-M. Dr. R e s c h beantragt, aus Anlaß der am 23. Jänner d. J. stattgefundenen Eröffnung 

des mit Hilfe schwedischer Spenden errichteten Pavillons für tuberkulöse Kinder in 

Grimmenstein dem schwedischen Gesandten in Wien Oskar E w e r l ö f, als dem Leiter und 

Förderer der schwedischen Wohltätigkeitsaktionen in Österreich, den Dank der 

Bundesregierung auszusprechen. 

Der Ministerrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. 

 

3. 

Reorganisation der Lebensmittellagerbetriebe der Staatsbediensteten. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r teilt mit, daß das Bundesministerium für Finanzen an das 

Bundesministerium für Volksernährung das Ersuchen gerichtet habe, die generelle 

Umwandlung der auf Grund der Verordnung des Amtes für Volksernährung vom 28. Juli 

1918, R. G. Bl. Nr. 284, errichteten Lebensmittellagerbetriebe in Genossenschaften m. b. H. 
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in die Wege zu leiten und die genannte Verordnung aufzuheben. Ferner habe das 

Bundesministerium für Finanzen mitgeteilt, daß in Hinkunft die Beteilung von 

Lebensmittellagerbetrieben der Staatsbediensteten aus dem im Staatsvoranschlage für das Jahr 

1920/21 präliminierten Kredite „Wirtschaftliche Hilfe für Staatsangestellte“ von der 

vorherigen Umwandlung dieser Betriebe in Genossenschaften abhängig gemacht werden soll. 

Hiezu sei folgendes zu bemerken: 

Die seitens des Amtes für Volksernährung im Jahre 1918 geschaffene 

Versorgungsorganisation mußte auf besonderer Grundlage aufgebaut werden, da eine 

Zusammenfassung der gesamten Staatsangestellten zu gesellschaftlichen 

Wirtschaftsorganisationen von Amts wegen undurchführbar gewesen wäre. Zur Untersuchung 

der Frage, ob eine Neugestaltung der Betriebe der Staatsangestellten in Form von 

Genossenschaften oder in anderer Form durchzuführen wäre, sei von sämtlichen Standes- und 

Wirtschaftsorganisationen im November v. J. ein Komitee eingesetzt worden. Dieses habe 

sich einmütig dafür ausgesprochen, daß die allmähliche Umwandlung der Organisationen in 

Genossenschaften anzustreben sei, habe jedoch eine generelle und zwangsweise Umwandlung 

mit der Begründung abgelehnt, daß die wirtschaftlichen Betriebe unter den gegenwärtigen 

Verhältnissen zahlreicher Vorteile (unentgeltliche Benützung von Lokalitäten in 

Amtsgebäuden, kostenlose Beistellung von Personal, Portofreiheit, Gebührenfreiheit im Sinne 

des § 1 der Verordnung vom 11. September 1918, St.G.Bl. Nr. 455, usw.) verlustig würden. 

Außerdem haben sich sämtliche Wirtschaftsorganisationen Wiens gegen eine zwangsweise 

Vergenossenschaftung erklärt. 

Bei dieser Sachlage könne vom Standpunkte des Bundesministeriums für Volksernährung 

auf das Verlangen des Bundesministeriums für Finanzen nicht eingegangen werden. Dem 

Bedenken des Finanzministeriums gegen die rechtliche Form der Lebensmittellagerbetriebe 

könnte allenfalls nur in der Weise Rechnung getragen werden, daß im Wege der Novellierung 

der Verordnung vom 28. Juli 1918, R.G.Bl. Nr. 284, die Haftpflicht der Organe und 

Mitglieder der Lebensmittellagerbetriebe im Sinne der für die Genossenschaften bestehenden 

gesetzlichen Bestimmungen statuiert werden würde. 

Sektionschef Dr. J o a s verweist auf den bezüglichen Beschluß des Ministerrates vom 24. 

Jänner d. J., der seinen Beweggrund darin gehabt habe, daß die Lebensmittellager über kein 

eigenes Kapital verfügen und daher genötigt seien, an die Finanzverwaltung um Gewährung 

von Betriebsvorschüssen heranzutreten. Durch die Umbildung in Genossenschaften mit 

Einlagen der Mitglieder würde der Schaffung von Betriebskapital entgegengekommen 

werden. Redner bitte, an dem gefaßten Beschluß festzuhalten; über die Aufrechterhaltung der 
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vom Vorredner erwähnten Begünstigungen (kostenlose Beistellung der Lokalitäten und des 

Personals usw.) könnten noch Verhandlungen gepflogen werden. 

B.-M. H e i n l spricht sich aus politischen Gründen und in der Erwägung, daß die 

Angestellten selbst die Belassung des gegenwärtigen Zustandes wünschen, gegen die 

Vergenossenschaftung aus. 

Vizepräsident Dr. P a n t z verweist auf die zu gewärtigende namhafte Verteuerung der 

genossenschaftlichen Betriebe; er würde äußerstenfalles nur eine sehr allmählige 

Umwandlung empfehlen. 

B.-M. Dr. R e s c h regt an, den Intentionen der Finanzverwaltung in der Weise Rechnung 

zu tragen, daß die Teilnehmer an den Lebensmittellagerbetrieben zur Leistung von - etwa 

nach Rangsklassen abgestuften - Beiträgen herangezogen werden, die den Lagerbetrieben 

unverzinslich zur Verfügung zu stellen wären. 

Der Ministerrat beschließt, die Entscheidung im Gegenstande aufzuschieben, und ladet das 

Bundesministerium für Finanzen ein, die Angelegenheit unter Berücksichtigung der im Zuge 

der Debatte vorgebrachten Argumente und Anregungen einem neuerlichen Studium zu 

unterziehen. 

 

4. 

Argrémentverweigerung für Don Juan Sanchez Azcona als mexikanischen Gesandten in Wien. 

Über Antrag des V o r s i t z e n d e n genehmigt der Ministerrat, daß das Ansuchen der 

mexikanischen Regierung um die Erteilung des Agréments für Don Juan Sanchez Azcona als 

mexikanischen Gesandten in Wien im Hinblick auf das ungünstige Ergebnis der über den 

Genannten eingeholten Auskünfte abgelehnt werde. Die Ablehnung hat, wie üblich, ohne 

Angabe von Gründen zu erfolgen. 

 

5. 

Überlassung von Möbeln an die tschechoslowakische Abteilung der Reparationskommission. 

B.-M. H e i n l teilt mit, daß die tschechoslowakische Abteilung der Wiener Sektion der 

Reparationskommission anläßlich ihrer Übersiedlung aus der Hofburg in das Lobkowitz-

Palais um Überlassung von Bureaumöbeln aus den Beständen des Hofmobiliendepots ersucht 

habe. 

Der Ministerrat ladet nach einer kurzen Debatte das Bundesministerium für Äußeres ein, 

das Ansuchen unter Hinweis auf den Bedarf für eigene neue Ämter abzulehnen. 
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6. 

Note des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses, betreffend Verzögerung der 

Überwachungsmaßnahmen. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Ministerrate zur Kenntnis, daß ihm seitens des 

Präsidenten des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses eine Note zugekommen sei, 

worin Generalleutnant Z u c c a r i den 8. Februar l. J. als unverlängerbaren Termin bestimme, 

bis zu welchem er Aufschlüsse auf Grund von Entscheidungen des Ministerrates in folgenden 

Fragen zu erhalten wünsche: 

a) hinsichtlich des Gesamtstandes des Heeres, der Gendarmerie und der Polizei, 

b) hinsichtlich der Entwaffnung der Bevölkerung und der Auflösung der Arbeiterwehren, 

Heimwehren und ähnlichen durch das Gesetz verbotenen Formationen und 

c) hinsichtlich der Beistellung von Waggons, die benötigt werden, um das abzuliefernde 

Kriegsmaterial in den vom Überwachungsausschusse bestimmten Punkten zu sammeln. 

Außerdem sei die Zahl der Arbeiter für die Zerstörung der Waffen, deren Material der 

inländischen Industrie überlassen werden soll, ungenügend. 

Das Bundesministerium für Äußeres habe sich an die Bundesministerien für Inneres und 

Unterricht, für Heereswesen und für Verkehrswesen sowie an den Staatskommissär für 

Sachdemobilisierung um Äußerungen über die Beantwortung dieser Note vom Standpunkte 

der zuständigen Ressorts gewendet. 

B.-M. Dr. G l a n z beantragt, die Fragen ad a) und b) wie folgt zu beantworten: 

„In der Frage der Stände der Polizei, Gendarmerie und Wehrmacht erlaube ich mir auf die 

an General Hallier gerichteten Noten vom 11. Jänner 1921 und vom 17. Jänner 1921, Z. 

20.901, zu verweisen, welche, wie ich wohl annehmen darf, im Sinne des von der 

österreichischen Regierung geäußerten Wunsches der Botschafterkonferenz zur 

Schlußfassung bereits vorgelegt sein dürften. Abschriften dieser beiden Noten beehre ich 

mich anverwahrt zu übersenden. 

Die Bildung der Kommissionen für die Entwaffnung ist bereits im Zuge. Ihre Anzahl, ihr 

örtlicher Wirkungskreis, die Vorsitzenden und die Vertreter der Landesregierungen sind 

schon bestimmt. Auch hinsichtlich der Persönlichkeit der Sachverständigen ist nun bereits die 

Auswahl getroffen, so daß die Kommissionen ihre Tätigkeit schon in allernächster Zeit 

aufnehmen werden. Ebenso wurden die Depots, wo die in den einzelnen Ländern 

angesammelten Waffen eingelagert werden sollen, bereits ausfindig gemacht und bestimmt. 

Von einer Verschleppung der Angelegenheit kann also wohl nicht die Rede sein. 

Was die Arbeiter- und Heimwehren anbelangt, so steht diese Frage mit der Entwaffnung 
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der Bevölkerung im engsten Zusammenhange. Da die Regierung fest entschlossen ist, ihren 

ihr aus dem Vertrage von St. Germain erwachsenen Verpflichtungen gemäß die Entwaffnung 

der Bevölkerung mit aller Energie durchzuführen, werden die Arbeiter- und Heimwehren, die 

eine aus dem Bedürfnis nach Selbstschutz während der Umsturzzeit hervorgegangene rein 

lokale Erscheinung darstellen, und deren Bedeutung keineswegs überschätzt werden darf, von 

selbst jede Betätigungsmöglichkeit verlieren. Übrigens möchte ich noch darauf verweisen, 

daß die verschärfte Strafbestimmung des § 34 des Wehrgesetzes in der Fassung des dem 

Nationalrate eben vorgelegten Entwurfes wohl schon an sich geeignet ist, jede etwa in dieser 

Richtung noch bestehende Besorgnis zu zerstreuen.“ 

Sektionschef Dr. R o d l e r und B.-M. H e i n l legen die Entwürfe für die Beantwortung 

der ad c) gestellten Fragen vor. Hienach wäre dieser Fragepunkt wie folgt zu beantworten: 

„Hinsichtlich der Abbeförderung des nach den Waffenstillstandsbedingungen 

ablieferungspflichtigen Kriegsmaterials wurde bisher folgender Weg beobachtet: Die 

Eisenbahnabteilung der seinerzeitigen italienischen Militärmission in Wien meldete auf 

telephonischem Wege die Transporte unter Angabe der Versandstation, des Inhaltes der 

Sendungen, der erforderlichen Wagenanzahl und Wagengattung, sowie der 

Bestimmungsstation, mindestens 48 Stunden vor Beginn der Verladung dem Departement 16 

a des Bundesministeriums für Verkehrswesen zur Abbeförderung an. Dieses erteilte im 

Einvernehmen mit den betroffenen Stellen die notwendigen Weisungen. Die beladenen 

Transporte wurden von italienischer Militäreskorte begleitet und militärisch instradiert nach 

Italien befördert. 

Dieser Weg erwies sich sehr zweckmäßig und hat auch keine besonderen Zwischenfälle 

gezeitigt. 

Wir haben im Jahre 1920 allein 1502 Wagen, davon 494 gedeckte und 1008 offene, für die 

Osoppo-Transporte beigestellt. Bei dem allgemeinen Wagenmangel, dem Mangel an Kohle 

und Maschinen muß diese Menge von abtransportierten Wagen als eine besondere Leistung 

bezeichnet werden. Es steht außer Zweifel, daß sich im Laufe von mehr als zwei Jahren, bei 

den vielen Ereignissen, welche unseren Verkehr beeinflußten, sich von Zeit zu Zeit 

Verzögerungen in der Wagenbeistellung einstellten, die sich aber in einzelnen Fällen nie über 

vier bis fünf Tage ausdehnten. 

Um bei der Abbeförderung der Munitionstransporte die Schwierigkeiten in der Beistellung 

gedeckter Wagen, die wir in kaum genügender Menge zur Abholung der Lebensmittel aus 

Triest aufbringen können, zu beseitigen, haben wir mit der italienischen 

Eisenbahnkommission die Vereinbarung getroffen, daß die gedeckten Wagen, die eigentlich 
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leer nach Triest gesendet werden, zur Munitionsbeförderung nach Italien verwendet und von 

dort nach erfolgter Entladung nach Triest zur Getreideabholung rollen. 

Wir sind der italienischen Vertretung auch bei der Beistellung offener Wagen 

entgegengekommen, indem wir eine eigene Garnitur von 25 offenen Wagen 

zusammengestellt haben, welche für den Abtransport von Kriegsmaterial aus dem Arsenal 

bestimmt ist; jeder Wagen dieser Garnitur erhielt die Aufschrift: „Pendelgarnitur Arsenal-

Osoppo, G u a r n i t u r a  n a v e t t a  V i e n n a  a r s e n a l e - O s o p p o“. 

Mit der italienischen Delegation des Heeresüberwachungsausschusses wurde nun 

vereinbart, daß die künftigen Transporte von Waffen, Munition und Kriegsmaterial, die nach 

dem Staatsvertrag von St. Germain zu führen sind, nach denselben Modalitäten angemeldet 

und abbefördert werden. 

Wir legen Wert darauf, daß alle Transporte für den interalliierten 

Heeresüberwachungsausschuß militärisch begleitet werden. Auch wäre uns jene Stelle 

bekanntzugeben, welche künftig die Anmeldung der Transporte bei uns vornimmt, um 

Doppelanmeldungen zu vermeiden.“ 

„Nach dem sofort eingeholten Berichte der Hauptanstalt für Sachdemobilisierung sind alle 

ihr vom Heeresüberwachungsausschusse zur Durchführung übergebenen Arbeiten zur 

Zerstörung von Waffenbeständen jeweils sofort begonnen und mit aller möglichen Raschheit 

ausgeführt worden. Auch die noch im Zuge befindlichen Arbeiten sind unter Aussicht der 

interalliierten Kontrollorgane in normalem Fortschritt begriffen. Bisher sind denn auch 

konkrete Beschwerden über den Fortgang der Zerstörungsarbeiten der Hauptanstalt, 

beziehungsweise dem Staatskommissariate für Sachdemobilisierung nicht zugekommen; 

sollten solche nunmehr vorliegen, wird um ihre Bekanntgabe ersucht, damit die erforderlichen 

Abhilfemaßnahmen getroffen werden können.“ 

Der Ministerrat genehmigt diese Vorschläge und beauftragt das Bundesministerium für 

Äußeres, die Note des Generalleutnants Z u c c a r i im Sinne der gestellten Anträge zu 

beantworten. 

 

7. 

Ausfuhr von französischem Kriegsmaterial. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß die interalliierte Heeres-Kontrollkommission, 

Subkommission der Bestände, beim Bundesministerium für Finanzen mit dem Ersuchen 

eingeschritten sei, für drei Waggons französischen Kriegsmaterials, zum größten Teil 

Gewehre und Zubehör, das der polnischen Regierung abgetreten wurde, alle Erleichterungen 
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zu gewähren, damit dieses Material das Gebiet der Republik Österreich verlassen könne. Das 

um seine Stellungnahme ersuchte Bundesministerium für Äußeres habe hiezu bemerkt, daß 

dieser Ausfuhr nicht zugestimmt werden könne, weil nicht nur der Artikel 134 des 

Staatsvertrages von St. Germain (ein Einschreiten des interalliierten Heeresausschusses selbst 

lag überdies nicht vor), sondern auch noch die in Kraft stehende Bindung des Kopenhagener 

Abkommens entgegenstehe, die uns im Kriege gegen Rußland zum absoluten Verbot aller 

Waffen-, Munitions- oder Kriegsgeräte-Lieferung oder Beförderung verpflichte. 

Inzwischen habe General Hallier dem mit der Leitung des Bundesministeriums für 

Heereswesen betrauten Bundesminister für Inneres und Unterricht zur Kenntnis gebracht, daß 

die französische Regierung ihren Anteil an Kriegsmaterial des ehemaligen österreichischen 

Heeres, das ihr gemäß Artikel 133 des Vertrages von St. Germain auszuliefern sei, an die 

polnische Regierung abgetreten habe, und um Erlassung der notwendigen Anordnungen 

gebeten, damit die erforderlichen Waggons beigestellt werden und den Transporten kein 

Hindernis in den Weg gelegt werde. Zugleich habe General Hallier beim Bundesministerium 

für Heereswesen, ohne diesmal die Bestimmung für Polen zu nennen, das Ausfuhransuchen in 

der Form wiederholt, daß das Material für eine alliierte und benachbarte Macht bestimmt sei. 

Hiezu sei zu bemerken: Der Ausfuhr einer für Polen bestimmten Sendung könne mit 

Rücksicht auf die Bindung des Kopenhagener Übereinkommens nicht zugestimmt werden. 

Nach Artikel 133 des Friedensvertrages sei das von uns auszuliefernde Kriegsmaterial den 

alliierten und assoziierten Hauptmächten, das heißt den Vereinigten Staaten, Großbritannien, 

Frankreich, Italien und Japan zu übergeben. Wir seien ferner gehalten, diese Lieferung an 

jenen Punkten des Gebietes der Republik Österreich zu vollziehen, die von den genannten 

Mächten bestimmt werden, die auch über den Bestimmungsort dieses Materials zu 

entscheiden haben. 

Unter diesen Umständen seien wir verpflichtet, dem in Rede stehenden Einschreiten 

insofern zu entsprechen, als wir das Material an einem zu bestimmenden Punkt im Inlande 

den oben bezeichneten Hauptmächten abzuliefern haben. Als solcher könne im äußersten 

Falle eine Grenzstation in Betracht kommen, wohin von uns die Waggons beizustellen sein 

werden. Auch werde uns die Tragung der bis dorthin entfallenden Kosten obliegen. Eine 

darauf lautende Forderung wäre uns durch den interalliierten Heeresausschuß zu notifizieren. 

Eine weitergehende Verpflichtung sei uns durch den Vertrag von St. Germain nicht auferlegt. 

Einer besonderen Behandlung bedürfte die Frage des Weitertransportes, da wir nicht gehalten 

seien, die Waggons für die Weiterbeförderung über die Grenze beizustellen. Allerdings haben 

wir in dieser Beziehung bei den für italienische Bestimmung lautenden Transporten ein 
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solches Entgegenkommen geübt. Es scheine sich um ziemlich bedeutende Transporte zu 

handeln, da für den ersten Transport 53 Waggons verlangt werden und im ganzen eine 

größere Anzahl von Waggons in Betracht kommen dürfte. Die Prüfung und Entscheidung 

dieser verkehrstechnischen Fragen obliege dem Bundesministerium für Verkehrswesen. Die 

Beistellung der ersten 53 Waggons werde in der Art gewünscht, daß vom 4. Februar l. J. 

angefangen bis 15. Februar zwei und von diesem Tage an je drei Waggons täglich beigestellt 

werden. Die etwa in Betracht kommende Grenzstation sei uns bisher nicht bekanntgegeben 

worden. 

In Anbetracht der Dringlichkeit stelle daher das Bundesministerium für Äußeres den 

Antrag, dem interalliierten Heeresüberwachungsausschusse bekanntgeben zu lassen, daß die 

österreichische Regierung bereit sei, im Sinne des Staatsvertrages von St. Germain den 

alliierten und assoziierten Mächte beziehungsweise den interalliierten 

Heeresüberwachungsausschüsse das erwähnte Kriegsmaterial an einem vom 

Heeresüberwachungsausschusse zu bestimmenden Punkte des österreichischen Territoriums 

zu übergeben und wegen des Austrittes dieses Materials die zuständigen Zollämter 

anzuweisen. Über die Beistellung der Transportmittel werde sich das Bundesministerium für 

Verkehrswesen direkt mit dem interalliierten Heeresüberwachungsausschuß in Verbindung 

setzen. 

Der Ministerrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. 

 

8. 

Übereinkommen mit Ungarn, betreffend das Militärgeographische Institut, das Kriegsarchiv, 

das Heeresmuseum und andere Einrichtungen der ehemaligen Militärverwaltung. 

Der V o r s i t z e n d e führt aus, Ungarn mache, gestützt auf Artikel 208, Absatz 2, des 

Staatsvertrages von St. Germain und nunmehr auch auf den analogen Artikel 191 des 

Vertrages von Trianon, sowie auf den diesen Artikel einbegleitenden Absatz einer Mantelnote 

der alliierten und assoziierten Mächte schon seit langem den Anspruch geltend, daß ihm ein, 

quotenmäßig allerdings noch nicht fixierter, Anteil an den ehemals gemeinsamen Aktiven, 

insbesondere also an den Aktiven der ehemaligen Militärverwaltung zuerkannt werde. Über 

die Frage, ob hierunter ein Anspruch auf Naturalteilung oder auf eine bloß finanzielle 

Auseinandersetzung zu verstehen wäre, sei bisher eine Einigung ebensowenig wie über das 

Ausmaß der Quote erzielt worden. Doch sei im Sinn der anläßlich der Austrifizierung des 

Liquidierungswesens erlassenen österreichischen innerstaatlichen Vorschriften, welche eine 

von der Stellung der übrigen Nationalstaaten in Liquidierungsangelegenheiten abweichende 
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Sonderbehandlung Ungarns ausdrücklich vorsehen, sowie im Sinn der bei der 

parlamentarischen Beratung des Austrifizierungsgesetzes im Namen der Regierung 

abgegebenen Erklärung des damaligen Vizekanzlers Fink mit Ungarn immerhin ein seinerzeit 

auch vom Kabinettsrat gutgeheißenes und sodann im Mai 1920 in Kraft gesetztes 

Übereinkommen geschlossen worden, demzufolge der ungarischen Regierung, ungeachtet der 

vorläufigen Nichteinigung über manche Fragen, eine gewisse Einflußnahme auf die 

Durchführung der Liquidierung eingeräumt wurde. In dieser Vereinbarung seien besondere 

Verhandlungen darüber vorbehalten worden, wie die Ingerenz Ungarns auf die Liquidierung 

einer Reihe namentlich bezeichneter Stellen eingerichtet werden solle, bezüglich deren es sich 

wegen einzelner obwaltender Besonderheiten als Wünschenswert erwies, 

Spezialabmachungen zu treffen. Darunter befanden sich das Militärgeographische Institut, das 

Kriegsarchiv, das Heeresmuseum, die 10. VL.-(Verlustlisten-)Abteilung des liquidierenden 

Kriegsministeriums usw. Auf wiederholten nachdrücklichen Wunsch der ungarischen 

Regierung sei nun das Bundesministerium für Äußeres vor einiger Zeit unter Zuziehung aller 

mitbeteiligten österreichischen Zentralstellen in mündliche Verhandlungen mit der 

ungarischen Gesandtschaft über die seinerzeit vorbehaltenen Spezialabkommen eingetreten. 

Die im vollen Einvernehmen der Vertreter aller interessierten Stellen erzielten 

Verhandlungsergebnisse seien aus dem dem Ministerrate vorliegenden 

Übereinkommensentwurf ersichtlich. Dieser Entwurf bedeute nicht nur keine Erweiterung der 

ungarischen Ingerenz im Vergleich zur allgemeinen Norm vom Mai 1920 und nicht nur eine 

sehr wesentliche Einschränkung gegenüber den anfänglichen weitreichenden Wünschen 

Ungarns, sondern bleibe sogar in mehrfacher Beziehung hinter demjenigen zurück, was 

äußerstenfalls und ohne Verletzung von uns bisher festgehaltener Grundsätze unbedenklich 

hätte zugestanden werden können. 

Für den Fall der Genehmigung des neuen Übereinkommens durch den österreichischen 

Ministerrat werde einvernehmlich mit der ungarischen Gesandtschaft, welche auf rascheste 

Finalisierung der Verhandlungen besonderen Wert lege, beabsichtigt, das Übereinkommen im 

Wege des diplomatischen Notenwechsels zu perfektionieren. 

Demgemäß stelle der sprechende Bundeskanzler den Antrag, der Ministerrat wolle den 

Entwurf des Übereinkommens mit Ungarn, betreffend das Militärgeographische Institut, das 

Kriegsarchiv, das Heeresmuseum und andere Einrichtungen der ehemaligen k. und k. 

Heeresverwaltung genehmigen und das Bundesministerium für Äußeres beauftragen, den 

Abschluß des Übereinkommens mittels Notenaustausches zu vollziehen. 

Der Ministerrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 
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9. 

Finanzierung des Ausbaues österreichischer Wasserkräfte durch Heranziehung 

amerikanischen Kapitals. 

B.-M. H e i n l verweist darauf, daß nach den bisherigen eingehenden Studien der 

unbedingt notwendige und außerordentlich dringliche Ausbau österreichischer 

Großwasserkräfte auf günstigste Weise nur unter Heranziehung von ausländischem Kapital 

tunlichst stabiler Währung bewirkt werden könne, weshalb derartige Anregungen stets mit 

allem Nachdruck verfolgt worden seien. Da die ausländischen Finanzkreise bei 

Kreditgewährung zweifellos im Einvernehmen mit den amtlichen Stellen ihres Staates 

vorgehen werden, werde es als Nachteil empfunden, daß die bisher zur Kenntnis 

gekommenen Vorschläge ohne vorhergegangene Fühlungnahme mit den öffentlichen 

finanziellen Stellen des fremden Staates erfolgten. Es müsse deshalb als erwünscht bezeichnet 

werden, daß sich nunmehr die Gelegenheit ergebe, durch eine vertrauenswürdige 

Mittelsperson - welche in der Lage sei, nicht nur mit den führenden Finanzkreisen 

Nordamerikas sondern auch mit dem „ d e p a r t m e n t  o f  c o m m e r c e “ in Washington 

in Verbindung zu treten - im Einvernehmen mit dieser amtlichen, in Handelsfragen 

maßgebenden obersten Stelle, amerikanisches Kapital für die österreichischen Wasserkräfte 

zu interessieren. Die für diese Aktion in Aussicht genommene Persönlichkeit sei der aus 

Salzburg gebürtige und gegenwärtig in München lebende kommerzielle Fachmann Walther 

Boehmer, welcher durch seine Reisen und seine bisherige Tätigkeit über jene Kenntnisse 

verfüge, die es ihm ermöglichen, derartige Verhandlungen zu einem gedeihlichen Abschlusse 

zu bringen. Der Genannte habe in den letzten Monaten als Vertrauensmann des behufs 

Studiums der europäischen wirtschaftlichen und Handelsverhältnisse nach Europa 

entsendeten Spezialhandelsdelegierten des D e p a r t e m e n t  o f  c o m m e r c e ,  

B u r e a u  o f  f o r e i g n  a n d  d o m e s t i c  c o m m e r c e, in Washington, Mr. 

Lawrence Groves, Gelegenheit gehabt, festzustellen, daß die amtlichen finanziellen Kreise 

Amerikas aus wirtschaftlichen und politischen Gründen ein besonderes Interesse für die 

Beteiligung amerikanischen Kapitals an der Finanzierung von Wasserkräften und von 

Industriegründungen, welche mit dem Ausbau von Wasserkräften im Zusammenhange stehen, 

zeigen. Die bayrische Regierung habe Herrn Boehmer deshalb eine amtliche Ermächtigung 

erteilt und ihn beauftragt, nach Amerika zu reisen und dort mit den amtlichen finanziellen 

Stellen und den in Betracht kommenden Finanzkreisen in Fühlung zu treten. Da sich Herr 

Boehmer erbötig mache, bei diesen Interventionen - ohne daß hiedurch der österreichischen 
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Staatsverwaltung Kosten erwachsen - auch im Interesse der Heranziehung von 

amerikanischem Kapital für den Ausbau österreichischer Wasserkräfte zu wirken, wenn ihm 

hiezu die Ermächtigung erteilt und die notwendigen Unterlagen gegeben werden, so dürfte es 

sich empfehlen, dieses Anerbieten anzunehmen. 

Der sprechende Minister stelle daher den Antrag, der Ministerrat wolle genehmigen, daß 

Herr Walther Boehmer behufs Kreditgewährung für den Ausbau der österreichischen 

Großwasserkräfte mit den amtlichen und privaten Finanzkreisen Amerikas in Fühlung trete 

und ihm zu seiner Legitimierung ein Schreiben des Bundeskanzlers sowie eine entsprechende 

Information eingehändigt werde. 

Sektionschef Dr. J o a s ersucht, daß vorher noch das Einvernehmen mit der Kreditsektion 

des Bundesministeriums für Finanzen hergestellt werde. 

Der Ministerrat genehmigt mit diesem Vorbehalt den Antrag des Bundesministers für 

Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten. 

 

10. 

Zuweisung von Rotationsdruckpapier für eine neue ungarische Zeitung „J ö v ö“ in Wien. 

B.-M. H e i n l berichtet, daß der frühere ungarische Handelsminister Ernest G a r a m i um 

Zuweisung, von monatlich 2.8 Waggons Rotationsdruckpapier für eine neu zu gründende 

ungarische Tageszeitung in Wien, namens „J ö v ö“, die im Umfange von 8 Seiten und in 

einer Auflage von 20.000 Exemplaren in allernächster Zeit erscheinen solle, angesucht habe. 

Die Tendenz der Zeitung werde nach den Ausführungen des Gesuchstellers entsprechend 

seiner früheren politischen Tätigkeit gehalten sein und den zahlreichen ungarischen 

Intellektuellen, welche hier und in anderen Ländern sich aufhalten, die Möglichkeit einer 

Vereinigung bieten, um ihnen schließlich die Rückkehr in die Heimat zu ebnen. Auf einen 

Staatsbeitrag zum Rotationspapierpreise werde kein Anspruch erhoben, hingegen werde die 

Berechnung eines Preises angestrebt, der den gegenwärtig geltenden Richtpreis von zirka 24 

Kronen per Kilogramm nicht übersteige. Die Zahlung des Exportpreises, der gegenwärtig 50 

Kronen per Kilogramm bereits überschreite, werde von Garami als unmöglich erklärt. 

Mit der Angelegenheit habe sich das für diese Zwecke bestehende Komitee von Fachleuten 

bereits beschäftigt und sei zu der Ansicht gelangt, daß eine Bewilligung des Ansuchens erst 

möglich wäre, bis eine geregelte Exporttätigkeit für Rotationsdruckpapier nach Lage der 

Industrie eingesetzt habe. 

Redner könne sich der Stichhältigkeit dieses Argumentes nicht verschließen, bitte aber, da 

es sich um die Förderung eines antikommunistischen Organes handle, um die Schlußfassung 
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des Ministerrates. 

Der Ministerrat beschließt nach einer kurzen Debatte, dem Ansuchen unter der 

Voraussetzung Folge zu geben, daß seitens des im Gegenstande noch anzuhörenden 

Präsidenten der Polizeidirektion gegen die Gesuchswillfahrung keine Bedenken erhoben 

werden. 

 

11. 

Ernennung des n.-ö. Landesbaudirektors Ingenieur Hans Z e r d i k zum Präsidenten des 

Bundesvermessungsamtes. 

B.-M. H e i n l erbittet und erhält vom Ministerrate die Ermächtigung, den Baudirektor des 

niederösterreichischen Landesbaudienstes, Ingenieur Hans Z e r d i k, für die Ernennung zum 

Präsidenten des Bundesvermessungsamtes in der IV. Rangsklasse der Bundesbeamten 

vorschlagen und bei diesem Anlaß beantragen zu dürfen, daß dem Genannten bei seiner 

Übernahme in den Ruhestand ein Zeitraum von fünf Jahren für die Ruhegenußbemessung 

angerechnet werde. 

 

12. 

Umgestaltung der staatlichen Industriewerke. 

B.-M. H e i n l berichtet, die Verhandlungen über die Umgestaltung der staatlichen 

Industriewerke und zwar der Werke Arsenal, Fischamend, Klosterneuburg, Wöllersdorf und 

Wörth hatten zu dem Ergebnisse geführt, daß die Umwandlung der Arsenalwerke in eine 

gemeinwirtschaftliche Anstalt und die Einbringung des Wörther Werkes in eine 

gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft aller Voraussicht nach die Billigung der drei im 

Nationalrate vertretenen Parteien finden werde. Gegen das weitere Projekt der Verpachtung 

der Betriebe in Wöllersdorf, Fischamend und Klosterneuburg an eine gemischtwirtschaftliche 

Pachtungsgesellschaft nach dem Projekte einer Bankengruppe hätten die Exponenten der 

sozialdemokratischen Partei eingewendet, daß zunächst noch eine nähere Prüfung und 

Vervollständigung dieses Projektes erforderlich sei und daß speziell für Fischamend günstige 

Angebote auch von anderer Seite vorliegen, während die Pachtungsofferenten bisher auf der 

unbedingten Miteinbeziehung des Fischamender Werkes in die Pachtung, bestehen. 

Was die Einzelheiten der Pachtofferte, die von der Anglobank, Länderbank, 

Eskomptegesellschaft dem Bankverein und Bernhard Wetzler für Wöllersdorf, Fischamend 

und Klosterneuburg gestellt wurde, betreffe, so soll der Staat an der Pachtgesellschaft, die mit 

150 Millionen Kronen Kapital und 250 Millionen Kronen gesicherten Kredit in Aussicht 
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genommen sei, mit 40 Prozent beteiligt sein. Die Pachtdauer soll 30 Jahre betragen. Das 

Zugeständnis zu allfälliger früherer Einlösung durch den Staat werde vielleicht erzielt werden 

können. Eine Ausscheidung einzelner Teile aus dem Pachtkomplex könnte insbesonders im 

Hinblick auf den nunmehr bekannten Standpunkt der Pariser Botschafterkonferenz, wonach 

die im Friedensvertrag zugestandene Munitionsfabrik unbedingt im staatlichen Eigentum und 

in staatlicher Verwaltung stehen müsse, hinsichtlich des für die Munitionsfabrikation in 

Betracht kommenden Teiles der Wöllersdorfer Werke notwendig werden. Die Verhandlung 

mit den Pachtofferenten werde sich daher vornehmlich auf die Fragen der eventuellen 

Ausscheidung einzelner Teile aus der Pachtung und einer früheren Einlösung durch den Staat 

zu erstrecken haben. Daneben werde auch eine Verbesserung hinsichtlich der 

Pachtschillingsberechnung anzustreben sein. Im ganzen erscheine die Pachtofferte für den 

Staat günstig. 

Sie habe aber hinsichtlich Fischamend einen ernsten Konkurrenten durch das Angebot des 

Dr. Josef K r a n z erhalten, der die Errichtung einer Aktiengesellschaft mit 40 Prozent 

Staatsbeteiligung behufs Exploitierung der Patente der Linograph Co. in Davenport Java (U. 

S. A.) für die modernste Zeilen-Gieß- und Setzmaschine in Vorschlag gebracht habe. In diese 

mit einem Kapital von 200 Millionen Kronen geplante Gesellschaft sollen die Anlagen und 

Vorräte der Fischamender Werke (ohne Halb- und Fertigfabrikate), die zusammen auf 80 bis 

90 Millionen Kronen geschätzt sind, um 100 Millionen Kronen eingebracht werden. Der 

Hauptvorteil des Angebotes des Dr. Kranz liege in der Einbringung eines auf 15 Jahre 

lautenden Vertrages, wonach das amerikanische Haus die gesamte Erzeugung der 

Fischamender Werke an den erwähnten Maschinen mit einem Aufschlage von 25 Prozent auf 

die gesamten Erzeugungskosten einschließlich aller Regien zu übernehmen verpflichtet wäre. 

Dr. Kranz stelle dem Unternehmen neben einer Bareinzahlung von 40 Millionen Kronen auf 

das Aktienkapital einen Kredit von 80 Millionen Kronen zu den Bestbedingungen der 

Großbanken zur Verfügung und sei auch mit der Statuierung eines Heimfallrechtes für den 

Staat einverstanden. Redner möchte aber wegen dieses Angebotes, für das auch die 

sozialdemokratische Partei Interesse bekunde, die Aufrechterhaltung der Pachtofferte für 

Wöllersdorf, auf die wegen ihrer an sich günstigen Bedingungen und wegen des Fehlens 

irgend welcher anderer Angebote auf Wöllersdorf besonderer Wert gelegt werden müsse, 

nicht gefährden. Aus diesen Gründen könne er die Annahme des Kranz-Offertes noch nicht 

empfehlen, sondern werde sich bemühen, die Pachtofferenten zunächst zu einem Verzicht auf 

Fischamend zu bestimmen, oder, wenn das nicht gelingen sollte, bestrebt sein, eine 

Kombination der beiden Offerten herbeizuführen. 
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Anlangend die Frage der Verwertung der Wörther Werke, die aus einem Holzwerk und 

einem kleineren Metallwerk bestehen, habe die Einbringung dieser Werke in eine von der 

Firma S. Glesinger in Wien und Jacob Neurath in Wien proponierte Aktiengesellschaft die 

grundsätzliche Zustimmung der Vertreter aller drei Parteien des Nationalrates gefunden. Die 

Gesellschaft soll mit 30 Millionen Kronen Kapital und mit 36 Prozent Staatsbeteiligung 

errichtet werden. Der Schätzwert der Anlagenbeträge pro 1. Oktober 1919 betrage 11,644.000 

Kronen. Hiefür bieten die Offerenten das Doppelte, also 23,288.800 Kronen. Die 

Kleinwerkzeuge, Voll- und Seilbahnmaterialien sowie die Betriebsmaterialien werden von der 

Gesellschaft zum Schätzwert 1920 übernommen, die übrigen Materialien zu noch 

vereinbarenden Preisen, die Holzvorräte und Bringungsanlagen im Wald zu den 

Gestehungskosten. Für die Verwirklichung dieses Projektes bilde es eine wichtige und 

unerläßliche Voraussetzung, daß noch gewisse Vorbedingungen für eine entsprechende 

Holzversorgung des Betriebes geschaffen werden, die das Ressort des Bundesministeriums 

für Land- und Forstwirtschaft betreffen. 

Was schließlich die Errichtung einer gemeinwirtschaftlichen Anstalt nach dem durch das 

Gesetz vom 29. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 389, geschaffenen Typus für die Arsenalwerke 

anbelange, so seien die Einzelheiten der Satzungen dieser Anstalt im Einvernehmen mit den 

Vertretern der drei Parteien des Nationalrates festgestellt worden. Die Anlagen der 

Arsenalwerke werden mit 100 Millionen Kronen, die Vorräte mit 150 Millionen Kronen, 

zusammen 250 Millionen Kronen eingebracht werden; der Staat soll weiters eine Bareinlage 

von 200 Millionen Kronen leisten, der restliche Geldbedarf soll im Kreditwege beschafft 

werden. Die Anstaltsversammlung würde aus 25 Mitgliedern, und zwar 8 staatlichen 

Vertretern (4 werden vom Handelsministerium, 3 vom Finanzministerium, 1 von der 

Sozialisierungskommission namhaft gemacht), 3 Vertretern der Gewerkschaften, und zwar 

der Metall- und Holzarbeiter und des Bundes der Industrieangestellten (eventuell 4, wenn dem 

Ersuchen der Christlichen Gewerkschaft Rechnung getragen wird), ferner 5 Vertretern der 

Betriebsräte der Arbeiter und Angestellten, je 2 Vertretern des Zentralverbandes der 

gewerblichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, der Warenverkehrsstelle und der 

Großeinkaufsgesellschaft für Konsumvereine, 1 Vertreter der „Ara“ und 2 Vertretern der 

Geschäftsleitung der gemeinwirtschaftlichen Anstalt bestehen. 

Die Frage der Kapitalsbeschaffung für die gemeinwirtschaftliche Anstalt sei allerdings 

nicht ganz gelöst. In dieser Richtung liege ein in Gemeinschaft mit der Kreditanstalt gestelltes 

Angebot der Warenverkehrsstelle vor, wonach für den Rohstoffeinkauf insbesondere im 

Auslande, für den Vertrieb der Erzeugnisse der gemeinwirtschaftlichen Anstalt und für die 
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Aufbringung der erforderlichen Bestellungen ein Syndikat aus Anstalt, Warenverkehrsstelle 

und Kreditanstalt gebildet werden soll. 

Zusammenfassend stellt Redner folgende Anträge: 

Der Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten hat die Verhandlungen 

über die Pachtofferte für Wöllersdorf-Fischamend-Klosterneuburg und die Spezialofferte für 

Fischamend im Einvernehmen mit den Bundesministerien für Finanzen und für Heereswesen 

innerhalb kürzester Frist zu Ende zu führen. 

Der Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten hat im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium für Finanzen und dem Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft das erforderliche Abkommen wegen Einbringung der Wörther Werke in die 

von den Firmen S. Glesinger und Jacob Neurath in Wien proponierte Aktiengesellschaft 

abzuschließen und im Wege des Bundesministeriums für Äußeres die Reparationskommission 

um ihre Zustimmung zu ersuchen. 

Der Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für den Arsenalbetrieb eine 

gemeinwirtschaftliche Anstalt im Sinne des Gesetzes vom 29. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 389, 

unter der Bedingung zu errichten, daß die Finanzierung dieser Anstalt durch den Abschluß 

eines Syndikatsvertrages mit der landwirtschaftlichen Warenverkehrs-Aktiengesellschaft und 

der Kreditanstalt gesichert ist 

B.-M. Dr. G l a n z betont das Interesse der Heeresverwaltung an der Wegverlegung der 

gesamten Munitionserzeugung, daher auch der lukrativen Kleingewehrmunitionserzeugung 

aus Wöllersdorf und der Vereinigung mit dem Enzesfelder Betriebe. Diese Transaktion müßte 

noch vor Übernahme des Wöllersdorfer Werkes durch den Konzern vorgenommen werden. 

B.-M. H e i n l behält sich vor, sich diesfalls noch mit dem Vorredner ins Einvernehmen 

setzen zu wollen. 

Nachdem Sektionschef Dr. J o a s namens des abwesenden Bundesministers für Finanzen 

gegen die dargelegten Projekte keinen grundsätzlichen Einwand erhoben hatte, genehmigt der 

Ministerrat vorbehaltlich des zwischen den Bundesministerien für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten sowie für Heereswesen noch herzustellenden Einvernehmens die 

Anträge des B.-M. H e i n l. 

 

13. 

Verordnung der Bundesregierung über die Regelung der Ruhegenüsse der Kanzleioffizianten 

und der Aushilfsdiener bei den staatlichen Behörden, Ämtern und Anstalten sowie der 
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Versorgungsgenüsse ihrer Hinterbliebenen, ferner über Teuerungsmaßnahmen für diese 

Personen. 

Sektionschef Dr. J o a s erbittet und erhält vom Ministerrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Verordnung der Bundesregierung über die Regelung der Ruhegenüsse der 

Kanzleioffizianten und der Aushilfsdiener bei den staatlichen Behörden, Ämtern und 

Anstalten sowie der Versorgungsgenüsse ihrer Hinterbliebenen, ferner über 

Teuerungsmaßnahmen für diese Personen. 

 

14. 

Vorschüsse an die Bundesangestellten auf die in Aussicht genommene Besoldungsordnung; 

Zuschußleistung aus Bundesmitteln zu Angleichungsmaßnahmen der Länder und 

Landeshauptstädte. 

Über Antrag des Sektionschefs Dr. J o a s ermächtigt der Ministerrat den Bundesminister 

für Finanzen, den nach Artikel V des ersten Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz aus 

eine Zuschußleistung zum Personalaufwand aus Bundesmitteln anspruchsberechtigten 

Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte in dem in diesem Artikel vorgesehenen 

perzentuellen Beitragsverhältnisse einen Zuschuß aus Bundesmitteln zu jenem Mehraufwande 

zu gewähren, der ihnen daraus erwächst, daß sie ihren Angestellten einschließlich der 

Lehrerschaft an den öffentlichen Volks- und Bürgerschulen Zuwendungen in Angleichung an 

jene Zuwendungen gewähren, welche den Bundesangestellten durch Ministerratsbeschluß 

vom 18. Jänner 1921 als Vorschüsse auf die Nachträge flüssig gemacht werden, welche sich 

aus der Rückwirkung der Besoldungsreform auf die Zeit vom 1. Jänner 1920 bis 31. 

Dezember 1920 und aus der materiellen Gleichstellung dieser Bundesangestellten mit den 

Bundesbahnangestellten vom 1. Jänner 1921 angefangen ergeben werden. 

 

15. 

Frage der Errichtung einer staatlichen Fabrik zur Erzeugung von Waffen, Munition und 

Kriegsmaterial. 

B.-M. Dr. G l a n z erinnert daran, daß der interalliierte Heeresüberwachungsausschuß das 

Bundesministerium für Heereswesen seinerzeit aufgefordert habe, ihm über die Einrichtung 

der im Staatsvertrage von St. Germain vorgesehenen staatlichen Kriegsmaterialfabrik 

Mitteilung zu machen. Das Bundesministerium für Heereswesen habe hierauf dem 

interalliierten Ausschuß bekanntgegeben, daß in Österreich keine Fabrik bestehe, in der man 

alle Gattungen Kriegsmaterial erzeugen könnte, wie dies im Friedensvertrage verlangt werde. 
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Der österreichische Staat sei mangels an Mitteln nicht in der Lage, eine solche Fabrik zu 

errichten und den Betrieb daselbst zu führen. Unter den gegebenen Verhältnissen könne der 

Bedarf an Kriegsmaterial nur in der Weise gedeckt werden, daß gewisse Anlagen der 

Wöllersdorfer Werke, der staatlichen Fabrik in der Blumau, der Firma Böhler und der Firma 

Enzesfeld, in welchen Anlagen die betreffenden Gattungen von Kriegsmaterial bisher erzeugt 

wurden, auf Grund entsprechender Verträge bestimmte Arten und Mengen von Kriegsmaterial 

unter militärischer Aufsicht herstellen. Pioniermaterial solle in dem ärarischen 

Pionierzeugsdepot in Klosterneuburg hergestellt werden. 

Die in diesem Berichte dargelegte Absicht, das Kriegsmaterial nicht, wie es im 

Friedensvertrage verlangt werde, in einer einzigen, und zwar staatlichen Fabrik, sondern in 

verschiedenen Anlagen zu erzeugen, gründe sich auf den Kabinettsratsbeschluß vom 2. 

Dezember 1919. Nur über das damals und noch heute in Verwaltung des Bundesministeriums 

für Heereswesen befindliche Pionierzeugsdepot sei im Kabinettsratsbeschluß noch nicht 

entschieden worden und sei bis heute noch keine Entscheidung erfolgt. Es habe die Absicht 

bestanden, dieses Depot eventuell zu einem gemischtwirtschaftlichen Unternehmen 

heranzuziehen. Wiederholte Begehungen hätten jedoch die Aussichtslosigkeit eines derartigen 

Unternehmens klargestellt. Die Heeresverwaltung stehe nach wie vor auf dem Standpunkte, 

daß dieser verhältnismäßig kleine Betrieb infolge seiner Eigenart und seiner Lage an der 

Donau unbedingt erhalten bleiben müsse, um die heute gänzlich unzureichenden Vorräte der 

Pioniertruppe in möglichst ökonomischer Weise zu ergänzen. 

Aus den obigen, dem interalliierten Heeresüberwachungsausschuß vorgelegten eingehend 

begründeten Bericht habe die Botschafterkonferenz, über Antrag der interalliierten 

Militärkonferenz in Versailles, entschieden: 

1. Die beantragte Beibehaltung staatlicher und privater Fabriken wird nicht genehmigt. 

2. Das gesamte Kriegsmaterial muß in einer einzigen Fabrik erzeugt werden; nur die 

Herstellung von Pulver und Sprengstoffen und das Füllen der Munition darf in Gebäuden 

geschehen, die von der Fabrik entfernt liegen. 

Die Fabrik und die Anlagen zur Füllung der Munition müssen Staatseigentum sein und 

unter staatlicher Verwaltung stehen. 

Eine Übersetzung der mitgeteilten Beschlüsse der Botschafterkonferenz liegt bei. 

Dieser Beschluß der Botschafterkonferenz sei augenscheinlich nur auf einen völligen 

Mangel an Informationen über die tatsächlichen Verhältnisse in Österreich zurückzuführen. 

War es schon zur Zeit des Kabinettsratsbeschlusses vom 2. Dezember 1919 unmöglich, 

daß der Staat die im Vertrage zugestandene Kriegsmaterialfabrik errichte und führe, so seien 
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die Verhältnisse heute noch viel ungünstiger. Inzwischen sei der Wert unserer Krone weiter 

gefallen, die Beschaffung von Rohstoffen sei schwieriger geworden, die Baukosten hätten 

sich erhöht, die Lohnschwierigkeiten vergrößert. Die Entscheidung der Botschafterkonferenz 

stelle daher Österreich vor gänzlich unerfüllbare Forderungen. Der Ausweg, Kriegsmaterial 

im Auslande zu beziehen, sei wegen des Tiefstandes der Krone, wegen der hohen Preise und 

weil uns die Einfuhr von Kriegsmaterial verboten sei, nicht gangbar. Wenn die staatlich 

organisierte Fabrik nicht alle Gattungen Kriegsmaterial erzeugen könne, so sei es auch nicht 

angängig, das Fehlende in der außerhalb dieser Fabrik stehenden einheimischen 

Privatindustrie zu beschaffen, weil diese Industrie nach dem Vertrage kein Kriegsmaterial 

erzeugen dürfe. Der mehrerwähnte Kabinettsratsbeschluß, wonach die eingangs genannten 

Firmen vertraglich zu gewissen Leistungen unter militärischer Aufsicht heranzuziehen seien, 

bilde auch jetzt noch den einzigen Ausweg. Diesem Beschluß entsprechend, habe das 

Bundesministerium für Heereswesen seither die nötigen Verträge mit den früher genannten 

Firmen nach Entwürfen, die von der Finanzprokuratur genehmigt wurden, abgeschlossen. Aus 

der Staatsfabrik Blumau seien inzwischen verschiedene Aktiengesellschaften in Entstehung 

begriffen, die die von der seinerzeitigen staatlichen Leitung dieser Fabrik gegenüber dem 

Bundesministerium für Heereswesen eingegangenen Verpflichtungen zu übernehmen hatten. 

Auch zur Verwertung der Wöllersdorfer Werke seien Verhandlungen im Gange. 

Auf Grund der vorgebrachten Darlegungen stelle Redner den Antrag, der Ministerrat wolle 

folgendes beschließen: 

1. Das Bundesministerium für Heereswesen hat durch das Bundesministerium für Äußeres 

der Botschafterkonferenz die vollständige Undurchführbarkeit der Entscheidung der 

Botschafterkonferenz klarzulegen; hiebei ist zu betonen, daß sich das Bundesministerium für 

Heereswesen selbst das Ziel gesetzt hat, die zugestandene Fabrik zur Erzeugung von Waffen, 

Munition und Kriegsmaterial, sobald es die Verhältnisse gestatten, möglichst vereint und 

unter Ausnutzung von Wasserkräften, in einer Gegend zu errichten, die günstigere 

Verhältnisse bietet, als die Räume, in denen sich die einschlägigen Industrien heute befinden. 

Weiters ist darauf hinzuweisen, daß der Friedensvertrag von Trianon Ungarn ausdrücklich die 

Möglichkeit gibt, die dort zu errichtende staatliche Kriegsmaterialfabrik in getrennten Teilen 

anzulegen. 

2. a) In allen Fragen, die den Artikel 132 des Staatsvertrages von St. Germain 

(Staatsfabrik) oder die Vorsorgen zur Beschaffung von Kriegsmaterial für das Bundesheer 

betreffen, insbesondere auch in allen Fragen, welche die Organisierung der zur Herstellung 

von solchem Materiale heranzuziehenden Teile privater oder staatlicher Fabriken betreffen, ist 
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das Bundesministerium für Heereswesen zuständig. 

b) Für alle Fragen, die staatliche Unternehmungen oder deren Teile betreffen, welche nicht 

in den unter Artikel 132 des Staatsvertrages von St. Germain anzusehenden Begriff 

„Staatsfabrik“ fallen, ist das Bundesministerium für Handel zuständig. 

Das Gleiche gilt bezüglich der Staatsfabrik Blumau, wo dem Bundesministerium für 

Heereswesen nur die aus dem Titel „Staatsfabrik“ in Anwendung des Artikels 132 des 

Staatsvertrages von St. Germain zustehenden Rechte und der Verwaltungskommission 

Blumau die hieraus dem Bundesministerium für Heereswesen gegenüber bestehenden 

Verpflichtungen zustehen. 

Das Bundesministerium für Handel wolle jedoch bei der Verwertung des im Punkt b 

eingangs bezeichneten Teiles solcher staatlicher Unternehmungen die unerläßlichen, auf die 

Kenntnis der militärischen Notwendigkeit und der Auffassung des interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusses gegründeten Anforderungen des Bundesministeriums für 

Heereswesen berücksichtigen. Dies ist schon aus dem Grunde notwendig, damit die 

Verhandlungen über die zur Herstellung von Kriegsmaterial dienenden Fabriksanlagen mit 

dem interalliierten Heeresüberwachungsausschuß nach einheitlichen Gesichtspunkten geführt 

werden. 

B.-M. H e i n l führt aus, es könnte nach der Nebeneinanderstellung von staatlichen und 

privaten Betrieben im Punkt 2 a des Antrages angenommen werden, daß die Autonomie der 

Leitung der staatlichen Betriebe ebensowenig berührt werden wolle, als dies hinsichtlich der 

privaten Betriebe möglich wäre. 

Nach Punkt 2 b solle jedoch das Bundesministerium für Handel, dem die in Frage 

stehenden staatlichen Betriebe bisher unterstanden, nur hinsichtlich der Fragen zuständig sein, 

die solche Betriebe, beziehungsweise Betriebsteile betreffen, die nicht unter den Begriff 

„Staatsfabrik“, das heißt der zur Erzeugung von Kriegsmaterial im Friedensvertrag 

zugestandenen einen staatlichen Fabrik fallen. 

Dies würde also bedeuten, daß diese staatlichen Betriebe in kompetenzmäßiger Hinsicht 

zerrissen werden sollen, das heißt, daß ein Teil dieser Betriebe dem Handelsamt und ein Teil 

dem Heeresamt, oder daß die Betriebe in gewisser Hinsicht dem Handelsamt und in gewisser 

Hinsicht dem Heeresamt unterstellt werden sollen. Dies sei praktisch undurchführbar. 

Möglich, aber gewiß auch notwendig sei nur, daß sich das verwaltende Ressort, in diesem 

Falle das Handelsressort im Einvernehmen mit dem Heeresamt erhalte. Ein anderer Vorgang 

würde zu argen Verwirrungen Anlaß geben und wäre daher vom Standpunkt des 

Handelsressorts nicht annehmbar. 
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Sektionschef Dr. J o a s pflichtet diesen Ausführungen vom Standpunkt des 

Bundesministeriums für Finanzen vollkommen bei. 

B.-M. Dr. G l a n z bittet um Annahme des unter Punkt 1 gestellten Antrages. Hinsichtlich 

des zweiten Teiles des Antrages sei Redner bereit, noch in Verhandlungen mit dem 

Handelsministerium einzutreten. 

Der Ministerrat beschließt in diesem Sinne und spricht gleichzeitig aus, daß im Falle einer 

zwischen den Bundesministerien für Heereswesen sowie für Handel und Gewerbe, Industrie 

und Bauten erzielten Einigung die Zuweisung der Kompetenzen als genehmigt zu betrachten 

ist. 

 

16. 

Gesetzentwurf über die Durchführung der Veränderungen im Grundbuche, die durch 

öffentliche Straßen-, Weg- oder Wasserbauanlagen hervorgerufen werden 

(Straßenbauverbücherungsgesetz). 

B.-M. Dr. P a l t a u f erbittet und erhält vom Ministerrate die Ermächtigung, den Entwurf 

eines Bundesgesetzes über die Durchführung der Veränderungen im Grundbuche, die durch 

öffentliche Straßen-, Weg- oder Wasserbauanlagen hervorgerufen werden 

(Straßenbauverbücherungsgesetz), im Nationalrate einbringen zu dürfen. 
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42. 4 II. 42. 4/II. 21. 
1) Remi Kwiatlowski 
Seidler 
Dipauly 
a) 2) Anerkennung, Ministerialrat Adler. 
Schriftliche Anerkennung. 
b) 3) Helly: In offizieller Weise dem 
schwedischen Gesandten und dem schwedischen 
Volk. Ministerrat. 
Verweigerung! 

Resch: Schriftliche Anerkennung für Ministerrat 
Dr. Adler (soziale Verwaltung) durch 
Ministerrat. 
 
 
Helly: In offizieller Weise dem schwedischen 
Gesandten und dem schwedischen Volk ist 
schriftlicher Form der Dank für Grimmenstein: 
Ministerrat. 

1) Grünberger: Finanzministerium unter dem 
[…], das Volksernährugs-Ministerium Ersuchen 
gestellt: Lebensmittellagerbetriebe.  
 
 
 
 
Joas: Beweggrund darin, dass dieses Lager kein 
Eigenkapital hat und immer an die Finanz-
Verwaltung um Gewährung von Betriebs-
Vorschüssen herangetreten sind. Durch die 
Umwandlung in Genossenschaften würde sehr 
entgegengekommen werden der Austragung 
dieser Angelegenheit.  
 
 
Bittet, an diesem Gedanken festzuhalten; das 
Finanzministerium gibt die Zusicherung, dass 
die nachteiligen Folgen nicht eintreten werden. 
 
 
Heinl: Hier handelt es sich um eine Wohlfahrts-
Aktion. Dann werden das sozialdemokratische 
Organisationen werden. Auch die Beamten 
wünschen den gegenwärtigen Zustand. Bittet 
daher von der Errichtung von Genossenschaften 
abzusehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Pantz: Bittet auf eine sehr langsame 
Umwandlung Bedacht zu sein. Der Betrieb 
werde sich sehr erweitern und wir werden auch 
nicht das Personal haben. 

Grünberger: Das Finanzministerium hat mit 
Note von 26. Jänner das Ersuchen gestellt, die 
generelle Umwandlung der Lebensmittellager in 
Genossenschaften umzuwandeln und die 
Verordnung aufzugeben. 
Joas: Diese Verfügung aufgrund eines 
Ministerrats-Beschlusses. 
Beweggrund, dass die Lebensmittellager kein 
Eigenkapital haben und an die Finanz-
Verwaltung immer um Betriebs-Vorschüsse 
herangetreten sind. Das Finanzministerium ist 
der Ansicht, dass durch die Umwandlung in 
Genossenschaften mit Einlagen der Mitglieder, 
der Schaffung von Betriebskapital 
entgegengekommen würde. Über die Beistellung 
der lokalen Leitung ließe sich reden.  
Ich würde bitten, diesen Gedanken doch nicht 
fallen zu lassen, sondern eben aus diesen 
Gründen daran festzuhalten und die Zusicherung 
zu geben, dass die erwähnten Vorteile erhalten 
bleiben. 
Heinl: Aus politischen Gründen möchte ich den 
Gedanken fallen lassen. Es ist eine Notstands-
Aktion, die nicht stabilisiert werden soll. Auch 
würde das eine reine sozialdemokratische 
Organisation werden. Es wird auch von den 
Beamten selbst gewünscht, dass der derzeitige 
Zustand erhalten bleibt. Ich würde bitten, dass 
das Finanzministerium davon Abstand nimmt 
und dass in der bisherigen Form diese 
Lebensmittel-Zuschübe erfolgen. 
Joas: Vielleicht lässt sich auf andere Weise die 
Betriebskapitals-Frage zuweisen. Aber ganz 
ohne weiters kann ich nicht für die 
Reassumierung sein. 
Pantz: Von Standpunkt unserer Versorgungsstelle 
würde ich bitten, auf eine sehr allmähliche 
Umwandlung einzugehen. Große Erweiterung 
des Betriebs.  
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Resch: Die Mitglieder sollen einen Betrag 
leisten entsprechend der Rangklassen. 

Resch: Ich war das letzte Mal auch für die 
Genossenschaften. Ich begreife aber 
vollkommen die Bedenken Heinls. Vielleicht 
könnte man die Sache anders machen, dass die 
Mitglieder einen teilweisen Betrag leisten, 
entsprechend der Rangesklassen und diese 
Beträge werden unverzinslich den Lagern zur 
Verfügung gestellt. 
Zurückgestellt, Finanzministerium Neustudien 
unter Berücksichtigung der heute vorgebrachten 
Argumente. 
[88] // 

2)  
Mayr: Veröffentlichung in der „Reichspost“ über 
die Wehrmacht. 
So weit ich der Sache nachgehen konnte, ist 
nicht festzustellen, auf welche Weise die 
Reichspost das Material erhalten hat. 
 
 
 
 
Mayr: bittet die Herren alles daranzusetzen, dass 
solche Indiskretionen herauskommen. 
 
Glanz: Antrag, dass Mayr das in der nächsten 
Parteisitzung vorbringt. 
 
Grünberger: bittet, dass die „Reichspost“ sich 
auch in Ernährungs-Fragen mit dem 
Ministerium in Verbindung setzt. 
 
Mayr wird mit Funder und Partei sprechen.  

 
Mayr: Veröffentlichung in der Reichspost über 
die Gesetzesänderungen im Heereswesen. 
Es wurde im Budget-Ausschuss darauf 
hingewiesen. 
So weit ich sehen kann. 
Glanz: Ich kann mir nicht recht vorstellen, dass 
das von Heereswesen ausgegangen ist. 
Bitte einzuwirken, dass die Reklamationen 
darauf hinwirken, dass … 
Mayr: Bitte, dass die Herren Bundesminister 
darauf hinwirken, dass derartige Indiskretionen 
vermieden werden. 
Glanz: stellt Antrag, die Angelegenheit in der 
Parteisitzung vorzubringen, damit meine 
Stellung nicht noch erschwert wird. 
Grünberger: Bitte bei diesem Anlass, dass die 
„Reichspost“, wenn sie von Ernährungs-Fragen 
schreibt, sich vorher mit dem Amt in Verbindung 
setzt. 
Mayr: Ich werde beide Wünsche sowohl Funder 
als auch der Partei vortragen. 

3) 
Mayr: Agrément verweigert. Zur Kenntnis. 

 
Mayr: Agrément Verweigerung für Don Juan. 
Angenommen. 

4) 
Heinl: Die tschechische Abteilung der 
Reparations-Kommission hat sich an Beck 
gewandt, um Überlassung von Möbeln (in den 
Lobkowitz-Palais). 
Sie beanspruchen Möbeln aus der Hofburg. 
Bundeskanzler und Äußerer legen Wert darauf, 
dass man ihnen diese Möbel überlasse. 
 
 
 
Rodler: Auch im Verkehrsministerium sind die 
Leute gekommen 

 
Heinl: Die tschechische Abteilung der 
Reparations-Kommission hat sich an Beck 
gewandt, um Überlassung von Möbeln an diese 
Abteilung, die in das Lobkowitz-Palais von der 
Hofburg übersiedeln will. Sie will die Möbeln 
mitnehmen. Das Staatsamt für Äußeres und 
Beck legen großen Wert darauf, dass man 
entgegenkommt. Ich sehe aber gar nicht ein, 
warum man ihnen entgegenkommen soll. 
Rodler: Die tschechischen Herren von der 
Reparations-Kommission, die bei uns waren, 
sind mit derselben Bitte zu uns gekommen. Ich 
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Abgelehnt in sehr höflicher Form. 
[87] //  

habe ihnen gesagt, unter Festsetzung der 
Eigentumsmerkmale kann - - - 
Ablehnung in sehr höflicher Form unter Hinweis 
auf eigenen Bedarf nicht durch Äußeres. // 

5. 
Heinl: Große Aufregung in der Kaufmannschaft 
wegen Einschränkung der Zollhaus-Beschau. Da 
sich die Leute das selbst bezahlen, empfiehlt 
Heinl, früherer Zustand wieder herzustellen. 
 
 
 
Joas: Damit ist ein großer Missbrauch getrieben 
worden. [...] für Zollbeamten und Firmen. 
Vorgestern ziemlich erregte Auseinandersetzung. 
Auch Vertreter der Firmen sind beim 
Sektions[...] gewesen. Da hat sich schon eine 
gewisse Beruhigung ergeben. Die Sache wurde 
nicht eingestellt, nur auf ein Richtmaß 
zurückgeführt. Lediglich Einschränkung, nicht 
aber Aufhebung. Die Abfertigung erfolgt mit 
einer gewissen Rücksicht und ist nicht so 
verlässlich. 
 
 
 
 
 
Finanzamt und Handelsamt werden sich 
auseinandersetzen.  

 
Heinl: Es ist eine große Aufregung in der 
Kaufmannschaft wegen Einschränkung der 
Zollhaus-Beschau. Sie ist ja immer von der 
Partei gezahlt worden. Ich würde empfehlen, 
dass man mit Rücksicht auf die Verhältnisse 
diese Hausbeschau wieder einführt und bitte das 
Finanzministerium, das entsprechende verfügen. 
Joas: Mit der Zollhaus-Beschau ist es zu großen 
Missbräuchen gekommen. Speditions(?)-Wesen 
[...] Vorgestern war eine ziemlich erregte 
Auseinandersetzung und es wurde die 
Hausbeschau-Ansuchen  unter [...] von 
Finanzministeriums-Beamte am Zollamt 
erledigt. Von 700 Ansuchen wurden 3[.]0. 
bewilligt. Die vernünftigen Firmen wissen, was 
dahinter steckt. Für einzelne Funktionäre haben 
das [...] 5000 Kronen am Markt ausgemacht. Die 
Beschau wurde nicht eingestellt, sondern nur auf 
ein vernünftiges Maß zurückgeführt. 
Unser [...] ist, nicht zu sehr ein dass 
eingeschränkt wird, weil die Hausbeschau nicht 
mit nötiger Sorgfalt gemacht wurde. 
Finanzamt und Handel werden sich 
auseinandersetzen. 

6) 
Mayr: Note der interalliierten 
Heeresüberwachungs-Kommission: 
Während sich die Kommission sehr Zeit 
gelassen hat, nimmt sie jetzt eine Schnelligkeit 
an, die ins Groteske geht. Sie will wegen Gesetz 
binnen fünf Tagen, [...] binnen drei Tagen. 
 
 
 
 
Zuccari: Heute bei mir. Ich habe ihn 
entsprechend informiert. 
Zur Kenntnis genommen. 

 
Mayr: Zuccari. Note. 
Glanz: Während die interalliierte 
Überwachungs-Kommission sich anfangs sehr 
Zeit gelassen hat, nimmt das Tempo jetzt 
groteske Formen an. Sie hat die Weisung aus 
Paris am 20. II. wegzugehen.  Das veranlasst sie 
jetzt fortwährend Ultimaten zu stellen. Die 
Noten werden bekannt, machen in der [-lichkeit] 
[...] einander und einander der Tschechen der 
Regierung macht. 
Zuccari war heute bei mir. Ich habe ihn an 
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig gelassen. 
Habe ihm gesagt, dass er der Regierung die 
größten Schwierigkeiten bereitet und er hat mir 
versprochen, nach Paris zu berichten. 
Die beiden ersten Punkte betreffen mein Ressort. 
< Stände der Polizei, Gendarmerie und 
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Wehrmacht. Bildung der Kommission zur 
Entwaffnung. > 

7)  
Mayr: Für drei Waggons französisches 
Kriegsmaterial: Alle Erleichterungen zu 
gewähren. 
Genehmigt. Zur Kenntnis genommen. 

 
Mayr: Material für Polen. 
Angenommen. 
[89] // 

8)  
Glanz Mayr: Pkt 2.) Angenommen. 

 
Mayr: Übereinkommen mit Ungarn.  
Angenommen. 

9) 
Heinl: Punkt 3)6) 
Finanzierung Wasserkraft: 
Joas: Diese Angelegenheit berührt in hohem 
Maß die Kredit-Politik. Das Finanzministerium 
muss sich daher mit dieser Frage befassen 
können. Bittet daher, vor Absendung des Briefes 
mit der Kredit-Sektion des Finanzministeriums 
das Einvernehmen zu pflegen. Konzession für 
Wasserkraft-Bauten ist nach der neuen 
Verfassung Landes-Angelegenheit. Besonders 
empfindlich. Auch das muss wohl erwogen 
werden. 
Heinl: Der Mann wird nur verhandeln in 
Amerika(?). Dadurch wird noch nichts 
präjudiziert. Verpflichtungen werden nicht 
eingegangen. 
 
 
Pantz: Die Sache ist ganz ungefährlich. 
 
 
 
 
Zugestimmt unter Voraussetzung, dass Kredit-
Sektion keine Einwendungen erhebt. 

 
Heinl: Finanzierung der Wasser Kräfte. 
 
Joas: Es wäre sehr erwünscht wenn das 
Finanzministerium sich ressortmäßig befassen 
würde und Bitte, dass vor Hinausgehen des 
Briefes das Einvernehmen mit der Kredit-
Sektion gepflogen wird. 
Die Wasserkraft-Angelegenheiten sind Sache der 
Landesregierungen nach der Bundesverfassung. 
Es müsste auch diese Seite erwogen werden, 
inwieweit man die Sache in die Vorlage einer 
Mission kleiden kann. 
Heinl: Der Mann soll nur hinfahren und sagen 
soviel brauchen wir. Die Länder dürfen doch 
nichts dagegen haben, wenn man ihnen das Geld 
zur Verfügung stellt. Verpflichtungen werden 
keinerlei eingegangen. 
 
Pantz: Ich glaube, die Sache ist vollkommen 
ungefährlich. 
Joas: Bitte doch, dass die Kredit-Sektion 
Gelegenheit erhält, noch vorher Stellung zu 
nehmen. 
# Zugestimmt unter der Voraussetzung, dass 
Kredit-Sektion keine Einwendungen erhebt. 

10. 
Heinl: Punkte 3,c): „Jövö.“ 
Joas: spricht sich gegen eine solche Zuweisung 
aus. [...] hat es abgelehnt. 
Beschluss: Zustimmung, wenn Polizei-Präsident 
es für unbedenklich hält. // 

 
Heinl: „Jövö“ 
Sozialdemokratische Funktionäre setzen sich 
sehr für die Sache ein. (Bauer, [...], [...].) 
# Zustimmen, wenn der Polizei-Präsident die 
Sache für unbedenklich hält. // 

11. 
Heinl: Punkt 3)d): Zerdik. 
Angenommen. 

 
Heinl: Zerdik. 
Angenommen. 

12. 
Heinl: Punkt 3)a: Industriewerke. 
Ich habe mich bemüht, die Werke von den 

 
Heinl: Umgestaltung der Industriewerke. 
Ich habe mich gar bei meinem Antritt bemüht, 
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Defiziten zu befreien. Die Aktiengesellschaft ist 
nicht schlecht. Nur in der Generaldirektion 
haben sich unmögliche Verhältnisse 
herausgebildet. Ich habe mit eine den Banken 
verhandeln wollen. Nur Creditanstalt für eine 
Umwandlung in Anstalt auf 
gemischtwirtschaftliche Unternehmungs-
Grundlage. Resch hat gesagt, dass das nicht eine 
Bank allein machen kann.  
Nach den Wahlen sind die Sozialdemokraten 
gegen eine solche Umwandlung getreten.  
 
 
 
 
 
Ich habe einer Deputation(?) der 
Sozialdemokraten erklärt, dass der aktivste der 
Werke in eine gemeinwirtschaftliche Anstalt 
umgewandelt werden kann, die andere aber 
nicht. Bei den Verhandlungen folgendes Bild: 
Arsenal-Betrieb [...] mit 450 Millionen Kronen 
in gemeinwirtschaftliche Anstalt. 
Landwirtschaftliche Warenverkehrs-
Aktiengesellschaft und Arsenal-Betrieb ein 
Syndikat bilden. 
{76 Vertreter, zwei landwirtschaftliche 
Warenverkehrs-Aktiengesellschaften, ein „Ara“, 
zwei gewerbliche Zentralverbände} Mehrheit. 
In dieser Beziehung wurde eine Einigung mit 
den politischen Parteien erzielt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiters ein Einvernehmen bezüglich der 
Errichtung einer gemischtwirtschaftlichen 
Anstalt in Wörth. (Das ist der positivste(?) 
Betrieb der Stahlindustrie-Werke). Das gestellte 
Offert wird also nicht ungünstig dargestellt. 
Ungefähr 40 Millionen würde der Staat 
ausbezahlt erhalten. 
Was Fischamend, Wöllersdorf vereint(?). 
Klosterneuburg ist ein großer [...] Um 
Fischamend bewirbt sich Dr. Josef Kranz: Auf 
15 Jahre sichergestellt der Betrieb des Werkes. 
Amerikanischer Ingenieur wird das Werk leiten: 

das Defizit zu beheben. Die Aktiengesellschaft 
ist nicht schlecht. Nur in der Generaldirektion  
freundliche(??) Wirtschaft. Ich habe mich 
bemüht, [...] mit einem Werk-Konsortium in 
Verhandlung zu treten. Bei der Kreditanstalt 
gewisses Entgegengekommen für die 
Umwandlung in gemischtwirtschaftliche Anstalt. 
Resch hat damals gesagt, mit der Creditanstalt 
kann man die Sache allein nicht machen. 
Während ich vor den Wahlen mit Hilfe der 
Sozialdemokraten die Werke hätte 
reformieren(?) wollen, sind nach den Wahlen die 
Sozialdemokraten in Opposition getreten und 
haben sich auf den Standpunkt gestellt, die 
Leiter dürften nicht in den Rachen der großen 
Kapitalisten geworfen werden. 
Ich habe einer Deputation(?), Bauer, Etl, […], 
welche Umwandlung in gemeinwirtschaftliche 
Anstalt  verlangten, erklärt, dass der aktivste Teil 
das Arsenal in eine gemeinwirtschaftliche 
Anstalt umgewandelt werden könnte, während 
man über die anderen Teile noch zustimmen 
müsste. 
Die Creditanstalt wäre mit dieser 
gemeinwirtschaftlichen Anstalt und der ….... in 
ein Syndikat bilden. 
Acht Personen Vertreter des Staates, vier Handel, 
drei Finanz, einer Sozialisierungs-Kommission  
Dann die Gewerkschaften mit drei Personen  und 
fünf Betriebsräten. 
Die Landwirtschaftliche Warenverkehrs-
Gesellschaft, die [...] 2 gewerblicher 
Zentralverband, die Großeinkaufs-Gesellschaft 
der Konsum-Vereine. 
250 Millionen [...]  
200 Millionen Bareinlage. 
die beiden [...] müssten von der 
[...] [...] beigesteuert werden. 
Wörth: Gemischtwirtschaftliche Organisation. 
 
 
 
 
 
 
Bezüglich der Werke Fischamend, Wöllersdorf 
und Klosterneuburg ist groß ge […]. 
[…]. 
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Setzmaschinen sollen [...] werden. Nach 20 
Jahren soll alles dem Staat heimfallen. Dem 
Staat soll zusammen eine 40-prozentige 
Beteiligung an dem Unternehmen. 
Wöllerdorf: Objekt sehr weit auseinander gelegt 
wegen seiner möglichen Explosionsgefahr. 
Pachtung auf 30 Jahre durch einen großen 
Bankkonzern: Verhandlungen im Zug(?) auf der 
Grundlage von 2 ½ Prozent der 
voraussichtlichen Schätzung der Werke in 
Fischamend, Wöllerdorf und Klosterneuburg. 
Der Staat hat darin keinerlei Risiko. Die 
Finanzierung würden den Staat nicht 
bekümmern.  
Die Sozialdemokraten wollen jetzt auch 
Wöllerdorf mit einbeziehen. 
Antrag: Alte Vorlage: 3 Punkte. 
Im Arsenal: Maschinen-Fabrik, Stahlwerk, 
landwirtschaftliche Maschinen, landesübliches 
Fuhrwerk, Möbel. 
Hugo Wolf 800 Millionen; ich habe 
vorgeschlagen, er soll einen Lieferungsauftrag 
unter der Bedingung, dass Staats-Ingenieure den 
Betrieb führen. 
 
Glanz: Wir haben ein Interesse, dass die  
Munitions-Erzeugung mit der Enzesfelder 
vereinigt wird, und zwar muss das schon vorher 
geschehen und zwar die volle Munitions-
Erzeugung, nicht das lukrierte Kleingewehr-
Erzeugungs […]. 
 
 
 
 
 
 
Joas: Die Stahlindustrie-Werke sind für 
Staatsfinanzen eine schwere Sorge. Wir haben 
stets wachsende Zuschüsse leisten müssen. Von 
unserem Standpunkt wäre es vorzuziehen 
gewesen, es durch Bank zu machen Wir stehen 
vor einer Zwangslage. Nur unter dem Druck der 
Notwendigkeit und der Sicherung, dass das 
Stimmen-Verhältnis erwartet wird und dass 
bezüglich der übrigen Werke eine bessere 
Verwertung vorher politisch gesichert wird. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nun will die Sozialdemokratie auch Wöllersdorf 
in die gemeinwirtschaftliche Anstalt 
einbeziehen. Wöllersdorf ist nur zu leiten durch 
einen staats[...]  Fachmann. 
Bezüglich Arsenal und Wörth ist die Sache 
vollkommen spruchreif. 
Antrag: - - - - Referent.  
[90] //   
Um das Arsenal hat sich auch die [...] 
Industrieware [...]  
 
Glanz: Wir haben ein Interesse, das die 
Munitions-Erzeugung aus Wöllerdorf nach 
Enzesfeld verlegt wird und dort [...] wird. Diese 
Verlegung soll vor Übernahme durch den [...] 
vor sich gehen. Und dass auch die ganze 
Munitions-Erzeugung nach Enzesfeld geht. 
Heinl: Ich möchte das nicht vorher machen, weil 
sonst die Arbeiter Schwierigkeiten machen, weil 
sie fürchten, beschäftigungslos zu werden. Man 
soll das jetzt schon in Aussicht nehmen, aber es 
[...] [...] machen. 
 
Joas: Die Industrie-Werke sind für die 
Staatsfinanzen eine schwere Sorge. Wir haben 
ständig steigende Zuschüsse leisten müssen. Von 
Standpunkt wäre natürlich eine Verbindung mit 
Privatkapital, wäre mehr zu begrüßen gewesen. 
Wir stehen nun vor einer Zwangslage. Der Staat 
muss eine große Summe bereitstellen. Wenn 
Finanzminister sich dazu entschließt, so 
geschieht es nur unter dem Gesichtspunkt der 
Notwendigkeit und unter der Zusicherung, dass 
nach dem Stimmen-Verhältnis das Prinzip der 
[...] der bürgerlichen Partei gesichert ist und dass 
eine bessere Verwertung der Ware dann politisch 
gesichert ist. 
Ich zweifle, dass das Arsenal sehr [...] wird, denn 
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Ich glaube nicht, dass das Arsenal sich rentieren 
wird. 
 
 
 
 
 
Mayr: Ich begrüße jede Lockerung von [...] […]. 
Einer einmaligen Zubindung durch das 
Finanzministerium sollte man zustimmen.  
[92] // 
Glanz: Die Wörther Werke an zu bringen, ein 
Glück(?). 
Heinl mit Grimm persönlich sprechen. 
Glanz: [...] wir wollen Munitions-Erzeugung 
prot. Und mit Mayr das Einvernehmen  pflegen. 
Angenommen. 

es fehlt der technische [...] jetzt. Vielleicht wird 
das durch das Syndikat geschehen. 
Wäre sehr vorteilhaft(?), wenn das verschoben 
würde. 
 
 
Mayr: Von politischen Standpunkt bin ich sehr 
für eine [...] dieser staatlichen Betriebe von 
staatswegen. Ich würde für eine [...] größerer  
Ausgaben sein, wenn man die Sache los wird. 
Pantz: Ich kenne nur die Wörther Werke. Und 
ich kann Heinl nur wirklich wünschen, wenn 
diese wirklich [...] kommt. 
Antrag genehmigt. 
# [...] Verfügung [...]  
Bevor Wöllersdorf über[...] wird, soll noch das 
Einvernehmen mit Glanz gepflogen werden. 

13.) 
Punkt 6a).  
Angenommen. 

 
6a, 6c) 
Angenommen. // 

14.) 
Punkt 6,c).  
Angenommen. 

 

15.) 
Glanz: Punkt 4). 
Heinl: Ansicht Bemerkung. 
Joas: Stimmt den Ausführungen des [...]  Heinl 
nur zu. 
Punkt 1): Angenommen. 
Punkt 2). Noch Verhandlung; wenn [...] erzielt 
wird, dann nicht mehr in Ministerrat. 

[...] Errichtung staatlicher Fabriken. 
Heinl: < …........> 
Joas: Stimme von Standpunkt des Finanzamt 
vollkommen Heinl zu. 
Glanz: Bitte, das Punkt 1 angenommen wird. 
Und dass bezüglich Punkt 2 noch Verhandlungen 
mit Handelsminister stattfindet. 
Angenommen. 
Wenn Einigung erzielt werden kann, so braucht 
es nicht mehr in Ministerrat zu kommen. 

16)  
Punkt 5: Straßenbau. 
Angenommen. 

 
Paltauf: Straßenbauverbücherungs-Gesetz. 
Angenommen. 

9 h 
Nächster Dienstag Abends. // 

¾ 9 
Dienstag 8 h. 
[91] //  

 Vertraulich! 
Ministerrats Protokoll Nr. 42 
vom 4. Februar 1921. 
Anwesend: 
Bundeskanzler Dr. Mayr sowie die 
Bundesminister Dr. Glanz, Dr. Paltauf, Heinl, 
Dr. Resch und Dr. Grünberger. 
 
Zugezogen: 
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Vom Bundesministerium für Finanzen: 
Sektionschef Dr. Joas, 
Vom Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft Vizepräsident Dr. Pantz, 
Vom Bundesministerium für Verkehrswesen: 
Sektionschef Dr. Rodler; 
ferner der Leiter des Volksgesundheitsamtes 
Sektionschef Dr. Helly. 
Vorsitz: Bundeskanzler Dr. Mayr. 
Beginn: 6 Uhr Abends. 
[...]  
[93] //  

Die tschechische Abteilung der Reparations-
Kommission in der Hofburg soll in das 
Lobkowitz Palais übersiedeln; da hauptsächlich 
Prunkmöbeln vorhanden, welche in der Burg 
bleiben sollen, will [...] den Tschechen 
Büromöbel verschaffen, die im Lobkowitz-
Palais fehlen, und beabsichtigt, aus den 
Beständen des Hofmobilien-Depots, [...] zu […], 
unter anderem 
6 [...] mit Tischen 
12 Schreibtische 
14 Schreibtische [...]  
16 Schreibtische [...] mit 
Nebeneinrichtungsstücken, Einrichtung für zwei 
[...] zusammen. 
[...] [...] und Äußeres sind dafür, ersuchen 
Stellungnahme des Bauten-Ministeriums.  
# Höflich abzulehnen, da Möbel für eigene 
neuer Ämter dringend benötigt werden. 

 

 
 


























































































































































































